
Stadt Klütz

Beschlussauszug
aus der

Sitzung des Bauausschusses der Stadt Klütz 
vom 16.01.2020

Top 7 Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 41 
der Stadt Klütz für den südwestlichen Bereich der Ortslage Hof-
zumfelde
Hier: Abwägung der Stellungnahmen zum Vorentwurf und Ent-
wurfs- und Auslegungsbeschluss
(Vorher TOP 6)

Mit dem Bauvorhaben soll Gewerbe etabliert werden, im Zuge mit einem Ersatz-
neubau für Wohnzwecke. Um die Antragsteller nicht länger warten zu lassen, bis der 
B-Plan Rechtskraft erlangt, wird sich darauf verständigt, dass im Bestand (Bebau-
ung 1. Reihe) im Erdgeschoss Gewerbe und im OG Wohnen angesiedelt wird. Auf 
einen Anbau wird in diesem Verfahren verzichtet, die Baufenster sollen so wie im 
Entwurf des B-Plans vorgesehen, realisiert werden. 
Weiterhin geht Herr Mahnel auf die Regenwasser- und Löschwasserproblematik ein, 
welche mit der Verwaltung geklärt werden. Er erörtert die vorliegenden Stellung-
nahmen, die daraus resultierenden Anregungen und Bedenken. Führt weiterhin aus, 
dass auch hier die ausnahmsweise Zulässigkeit von Ferienwohnen mit berücksich-
tigt werden soll. 

Anschließend stellt Herr Holst die Beschlussvorlage zur Abstimmung.
Beschluss:
Der Bauausschuss der Stadt Klütz empfiehlt folgende Beschlussfassung: 
Die Stadtvertretung der Stadt Klütz beschließt:

1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB und der Abstimmung mit den Nach-
bargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen hat die 
Stadt Klütz unter Beachtung des Abwägungsgebotes geprüft. Während der früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB wurden keine Stel-
lungnahmen von der Öffentlichkeit abgegeben.
Im Rahmen der Abwägung ergeben sich:

- zu berücksichtigende,
- teilweise zu berücksichtigende und
- nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen.

Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis gemäß Anlage 1 macht 
sich die Stadt Klütz zu eigen; dies ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. 
Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe 
in Kenntnis zu setzen.

3. Die Entwürfe der Planzeichnung (Teil A), des Textes (Teil B) mit den örtlichen 
Bauvorschriften sowie der Entwurf des Vorhaben- und Erschließungsplanes und 
der zugehörigen Begründung inklusive Umweltbericht werden gebilligt und zur 
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öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. Zusätzlich sind der 
Inhalt der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung und die nach § 3 Abs. 2 
S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen ins Internet einzustellen.

4. Der Geltungsbereich des Entwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 41 der Stadt Klütz für den südwestlichen Bereich der Ortslage Hofzumfelde 
wird begrenzt:

- im Norden durch vorhandene Baugrundstücke der Ortslage Hofzumfelde, 
die über einen Stichweg und die Landesstraße erschlossen werden, 

- im Osten durch die Landesstraße,
- im Süden und im Westen durch Flächen für die Landwirtschaft. 

5. Die Entwürfe der Planzeichnung (Teil A), des Textes (Teil B) mit den örtlichen 
Bauvorschriften sowie der Entwurf des Vorhaben- und Erschließungsplanes und 
der Entwurf der Begründung inklusive Umwelbericht sind gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Ta-
gen öffentlich auszulegen. Die öffentliche Auslegung ist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
ortsüblich bekannt zu machen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sind über die öffentliche Auslegung zu benachrichtigen.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB am Planverfahren zu beteiligen.

7. Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden hat gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zu 
erfolgen.

8. In der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
sofern die Stadt Klütz deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes nicht von Bedeutung ist.

Abstimmungsergebnis:
gesetzl. Anzahl der 
Vertreter:

11

davon anwesend: 9
Zustimmung: 9
Ablehnung: 0
Enthaltung: 0
Befangenheit: 0
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